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1. Einführung 

1.1. Planungsziel und Planungserfordernis 

Mit dem Bebauungsplan I/St 56 „Mischgebiet nördlich der Werkhofstraße“ soll, zusammen mit den 
zeitgleich eingeleiteten Bebauungsplänen I/St 57 „Mischgebiet am Paracelsusweg“ und I/St 58 
„Wohngebiet nördlich Rudolf-Hardt-Weg“ ein Beitrag dazu geleistet werden, Eckardtsheim von ei-
nem vormaligen „Anstaltsstandort“ zu einer durchmischten Ortschaft zu entwickeln, in der behin-
derte und nicht behinderte Menschen zusammenleben und arbeiten. Voraussetzung dafür ist die 
Ergänzung des baulichen Bestandes durch Flächenangebote für Wohn- und Mischnutzungen, für 
die derzeit vor Ort keine Bauflächen zur Verfügung stehen. Die Ausweisung von attraktivem Bau-
land für private Bauvorhaben soll auch zur Deckung des Wohnungsbedarfs in Bielefeld beitragen 
und der Abwanderung von Bevölkerungsgruppen in das Umland entgegenwirken. Mit der Flä-
chenentwicklung an der Werkhofstraße soll zugleich ein Beitrag zur Stärkung des Ortskerns von 
Eckardtsheim geleistet und der Erhalt der für eine Ortschaft dieser Größenordnung gut ausgebau-
ten Infrastruktur abgesichert werden, der ansonsten nicht mehr wirtschaftlich gewährleistet wer-
den könnte.  
 
Bei der Entwicklung des Plangebiets sollen die typischen Merkmale der „Eckardtsheimer Park-
landschaft“, insbesondere die den Siedlungsraum gliedernden Gehölzbestände und Grünbereiche 
erhalten und gesichert werden. Weiterhin wird mit dem Bebauungsplan das Ziel verfolgt, die bis-
her noch zu großen Teilen in der Trägerschaft der Stiftung Bethel befindlichen Erschließungsanla-
gen in die Trägerschaft der Stadt Bielefeld bzw. der zuständigen Leitungsträger zu überführen. 
Dazu ist es erforderlich, die bisher teils grundstücksmäßig nicht abgeteilte, teils zu eng dimensio-
nierte private Verkehrsfläche der Werkhofstraße neu abzugrenzen und als öffentliche Verkehrsflä-
che zu widmen. Auch die innere Erschließung des Plangebiets genügt nicht heutigen Standards 
und muss neu konzipiert werden. 
 
Die genannten Planungsziele lassen sich unter den bestehenden planungsrechtlichen Rahmen-
bedingungen (s. Kap. 2.4) nicht in der angestrebten Differenzierung und Qualität umsetzen. Ins-
besondere könnten Fehlentwicklungen durch eine ungeordnete, unmaßstäbliche oder unzurei-
chend erschlossene Bebauung, durch Beseitigung von ortsbildprägenden Vegetationsbeständen 
oder durch eine unausgewogene Nutzungsverteilung eintreten. Aus diesen Gründen ist die Auf-
stellung des Bebauungsplans I/St 56 erforderlich. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der 
Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB aufgestellt; zu den Voraussetzungen und Folgewirkungen 
dieser Verfahrensweise s. Kap. 8.  
 
Unmittelbarer Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplans ist die Veräußerung von großen Tei-
len des Plangebiets an einen Entwicklungsträger, der jetzt eine Entwicklung im Sinne der o.g. 
Zielsetzungen umsetzen will. 
 
1.2. Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplans 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans I/St 56 entsprechend dem Aufstellungsbeschluss vom 
27.11.2018 wird im Nordwesten durch die Verler Straße, im Süden durch die Werkhofstraße und 
im Osten durch den Standort „Jericho“ der Stiftung Bethel und den Kindergarten der Zionsgemein-
de begrenzt. Er umfasst eine Fläche von rund 2,5 ha mit den Flurstücken 239, 319, 464 und 465 
sowie Teilen der Flurstücke 309, 317 und 466 in der Gemarkung Sennstadt, Flur 14 sowie Teilen 
des Flurstücks 743 in der Gemarkung Sennstadt, Flur 12.  
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2. Ausgangssituation 

2.1. Lage und Umgebung des Plangebiets 

Eckardtsheim liegt in der Feuchtsenne am äußeren Stadtrand von Bielefeld im Süden des Stadt-
bezirks Sennestadt. Das Plangebiet des Bebauungsplans I/St 56 liegt im Kernbereich der Ort-
schaft. Der aufgelockerte Siedlungszusammenhang wird hier geprägt einerseits durch die gerad-
linig den Ortskern durchschneidende Verler Straße, andererseits durch zentrale Einrichtungen der 
Ortschaft sowie Büro- und Betreuungsbereiche der Stiftung Bethel und einzelne Wohngebäude, 
im Südosten auch durch die Bachaue von Bullerbach und Dalkebach.  
 
Nördlich der Verler Straße grenzt ein Bereich mit Wohngebäuden (ehemalige Mitarbeiterwohnun-
gen der Stiftung Bethel) und einzelnen kleinen Gewerbebetrieben an das Plangebiet an. Nördlich 
davon liegen in einiger Entfernung im Bereich der Eckardtsheimer Straße und der Verler Straße 
die wesentlichen Wohngebiete der Ortschaft. Auf der dem Plangebiet südlich gegenüberliegenden 
Seite der Werkhofstraße liegen der früher durch Eigenbetriebe der Stiftung Bethel genutzte, heute 
überwiegend leer stehende bzw. temporär für Lagerzwecke genutzte Werkhof sowie das Gebäude 
der freiwilligen Feuerwehr. Im Südosten und Südwesten geht das Plangebiet in die „Grüne Mitte“ 
der Eckardtsheimer Parklandschaft über. Im Nordosten grenzt das Plangebiet an die Freiflächen 
des Kindergartens der Zionsgemeinde sowie an das Haus „Jericho“ der Stiftung Bethel an, das 
neben Büronutzungen auch einen Bereich für betreutes Wohnen umfasst.  
 
2.2. Bebauung und Nutzung 

Große Teile des Plangebiets waren bis 2001 durch den Kindergarten der Ortschaft mit seinen 
Freiflächen belegt und liegen seit dessen Verlegung auf das Nachbargrundstück und Abriss der 
Baulichkeiten brach. Die frühere private Zuwegung ist noch vorhanden und dient u.a. der Er-
schließung des neuen Kindergartens. 
 
Der Bereich westlich dieser Zuwegung wird durch einen Bürostandort der Stiftung Bethel („Senne-
kanzlei“), den Einzelhandelsmarkt der Ortschaft („CAP-Markt“) sowie zugeordnete Nebenflächen, 
Freiflächen und Stellplätze eingenommen. Die zweigeschossige Sennekanzlei an der Werkhof-
straße setzt sich aus einem älteren, mehrfach umgebauten Baukörper der Vorkriegszeit und ei-
nem neuen Gebäudetrakt aus den 1960er Jahren zusammen. Der eingeschossige Einzelhan-
delsmarkt wurde in ansprechender Architektur in den 1990er Jahren errichtet und dient mit einem 
Café- und Imbissbereich zugleich als örtlicher Treffpunkt. Die von Bebauung freien Flächen ent-
lang der Verler Straße, hinter der Sennekanzlei und südlich der Werkhofstraße sind als Gehölz-
gürtel bzw. als Rasenflächen mit Einzelbäumen angelegt. 
 
2.3. Örtliche Gegebenheiten 

Topographie 

Das Plangebiet fällt von Nordosten nach Südwesten und Süden von 109,7 m über NHN auf 
108,00 m über NHN ab. Am südlichen Rand der ehemaligen Kindergartenfläche ergibt sich da-
durch zur Werkhofstraße eine deutliche Böschung mit einem Höhenunterschied von etwa 1,1 m.  
 
Boden und Grundwasser 

Eine Erkundung der Grundwasserverhältnisse (DenkerUmwelt April 2009) hat für einen kleinen, 
etwas höher gelegenen nördlichen Teil des Plangebiets einen Grundwasser-Flurabstand von über 
2,7 m, für die übrigen Teile von 1,5-2,7 m gezeigt; dort ist flächenkonkret zu prüfen, ob eine Mul-
denversickerung von Niederschlagswasser möglich ist. Da das Gebiet zu großen Teilen bereits 
bebaut ist oder in der Vergangenheit war, ist nicht davon auszugehen, dass aufgrund der Boden- 
und Grundwasserverhältnisse eine Bebaubarkeit grundsätzlich in Frage steht. 
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Flora, Fauna, Artenschutz 

Das Plangebiet wird zur Verler Straße hin durch einen Baum- und Gehölzgürtel abgeschirmt. 
Nördlich des Einzelhandelsmarktes handelt es sich dabei um Einzelbäume, überwiegend ausge-
wachsene Eichen, die in eine Rasenfläche eingebettet sind. Nordöstlich der Zufahrt des Einzel-
handelmarktes folgt eine schmale Reihe jüngerer Bäume und Gehölze unmittelbar am Straßen-
rand. Beiderseits eines vorhandenen Fußwegs sowie zur nordöstlichen Grenze des Geltungsbe-
reichs hin weitet sich der Baum- und Gehölzgürtel mit einem nach Alter und Arten gemischten Be-
stand dann weiter auf und bildet dort eine dichte Gehölzkulisse. Am östlichen Rand des Plan-
gebiets, auf dem Gelände des ehemaligen Kindergartens sowie vor dem Einzelhandelsmarkt fin-
den sich einige größere Einzelbäume (Eiche, Linden, Ahorn). Die Bäume wurden in die Plan-
grundlage eingemessen, der zu erhaltende Baumbestand wurde mit dem Umweltamt der Stadt 
Bielefeld abgestimmt. 
 
Sowohl im Umfeld des Einzelhandelsmarktes als auch auf dem Gelände des ehemaligen Kinder-
gartens finden sich größere zusammenhängende Rasenflächen. Diese wurden gutachterlich auf 
das Vorhandensein von naturschutzrechtlich geschütztem Magergrünland untersucht (NZO 
GmbH, Nov. 2018). Auf den Flächen zwischen dem Einzelhandelsmarkt und der Verler Straße 
sowie auf der ehemals gärtnerisch gestalteten Freifläche der Sennekanzlei wurden Magerkeits-
zeiger in einer Anzahl festgestellt, die eine Einstufung als im Sinne des § 42 LNatSchG NRW ge-
setzlich geschütztes Biotop begründen. Von diesen soll die letztgenannte Fläche durch den Be-
bauungsplan für eine Bebauung in Anspruch genommen, so dass es diesbezüglich einer Aus-
nahme oder Befreiung bedarf. Die übrigen Freiflächen im Plangebiet werden durch den Gutachter 
nicht als Magergrünland eingestuft.  
 
Am südlichen Rand des Plangebiets findet sich in der Nähe des Dalkebachs eine Fläche, die als 
Feucht- und Nassgrünland einzustufen ist und somit ein nach § 42 LNatSchG geschütztes Biotop 
darstellt (NZO GmbH, Nov. 2019). 
 
Um Konflikte mit besonders und streng geschützten Arten durch entsprechende Schutz- und Ver-
meidungsmaßnahmen ausschließen zu können wurde ein artenschutzrechtlicher Fachbeitrags 
gemäß der Handlungsempfehlungen der Ministerien für Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und 
Verkehr NRW und für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz erar-
beitet (Artenschutzfachbeitrag, NZO GmbH, September 2019). Dazu wurden die vorhandenen Bi-
otopstrukturen auf eine mögliche Nutzung durch planungsrelevante Arten begutachtet. Ferner 
wurde im Frühjahr 2019 eine Brutvogelkartierung sowie im Sommer 2019 eine Zauneidechsenkar-
tierung und eine Fledermausuntersuchung durchgeführt. Der Untersuchungsumfang wurde mit 
dem Umweltamt der Stadt Bielefeld abgestimmt. 
 
Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass mit Bezug auf Brutvögel abgesehen von dem im 
Bebauungsplan vorgesehenen Erhalt des Gehölzstreifens im nördlichen Teil des Plangebiets kei-
ne Vermeidungsmaßnahmen erforderlich sind. Zauneidechsen wurden im Plangebiet nicht ange-
troffen. Mit Bezug auf das Vorkommen von Fledermäusen sind aus artenschutzrechtlicher Sicht  
– trotz vergleichsweise geringer Aktivität – dagegen Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen erfor-
derlich (s. Kap. 6.3). Unter Beachtung dieser Maßnahmen stehen dem Vorhaben artenschutz-
rechtliche Belange nicht entgegen.  
 
Verkehrserschließung 

Die übergeordnete Straßenerschließung erfolgt durch die Verler Straße (Landesstraße 787), die das 
Rückgrat der Ortschaft bildet und mit einer Fahrbahnbreite von etwa 7 m und beidseitigen knapp 
2 m breiten Gehwegen (von denen der südwestliche zugleich als Beidrichtungs-Radweg dient) Kfz-
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verkehrsgerecht ausgebaut ist. Die Verkehrsbelastung (DTV im Jahresmittel 2015) liegt bei rund 
2.500 Fahrzeugen am Tag. Die Straße wird oft mit überhöhter Geschwindigkeit befahren. Durch 
Lichtsignalanlagen gesicherte Überwege befinden sich am südwestlichen und am nordöstlichen 
Rand des Plangebiets. Von der Verler Straße aus werden die Anlieferbereiche des Einzelhandels-
markts sowie rund 30 Stellplätze über eine standardmäßig ausgebaute Einfahrt erschlossen. 

Die übrige Erschließung erfolgt über die Werkhofstraße und die provisorisch ausgebaute Zufahrt 
zum Kindergarten; beide liegen als Privatstraßen im Eigentum und der Verkehrssicherungspflicht 
der Stiftung Bethel. Die Werkhofstraße weist eine Fahrbahnbreite von 4,5 m auf, ein Gehweg ist 
überwiegend nur einseitig vorhanden. Die Straße erschließt u.a. den Feuerwehrstandort, den 
Werkhof sowie rund 30 Kunden- bzw. Besucherparkplätze vor dem Einzelhandelsmarkt und vor 
der Sennekanzlei.  

Eckardtsheim wird tagsüber in einem Rundkurs im 30-Minuten-Takt durch die Buslinie 37 (zeit-
weise auch 237) der Stadtwerke Bielefeld in Richtung Sennestadt bedient. Die Haltestelle 
Eckardtsheimer Straße (stadtauswärts) liegt etwa 120 m, die Haltestelle am Semmelweisweg in 
Höhe des Altenheims Elim (stadteinwärts) etwa 300 m vom Zentrum des Plangebiets entfernt. Die 
Fahrtzeit zum Sennestadtring beträgt etwa 12-15 min, mit zweimaligem Umsteigen nach Brack-
wede rund 40 min, ins Stadtzentrum Bielefeld rund 50 min. In den Abendstunden ab 20 Uhr wird 
ein Anruf-Sammeltaxi-Dienst angeboten. Eine schnellere Verbindung zum Bielefelder Hauptbahn-
hof bietet die Umsteigeverbindung über den etwa 1,5 km vom Plangebiet entfernten, d.h. mit dem 
Fahrrad gut erreichbaren Regionalbahnhof Sennestadt, der im Stundentakt (in der Hauptver-
kehrszeit halbstündlich) bedient wird und bis in die späten Abendstunden verkehrt. Die Fahrtzeit 
zum Hauptbahnhof beträgt je nach Lage der Anschlüsse zwischen 30 und 40 min, vom Bahnhof 
Sennestadt 15 min.  

Ver- und Entsorgung 

Bedingt durch die Entstehungsgeschichte der früheren Teilanstalt Eckardtsheim und die besonde-
ren Eigentumsverhältnisse verlaufen die Leitungen der Strom-, Gas- und Wasserversorgung so-
wie die Kanäle zur Entsorgung von Schmutz- und Regenwasser nicht durchweg im Bereich der öf-
fentlichen und privaten Verkehrsflächen sondern teils abkürzend über Grundstücke der Stiftung 
Bethel.  

Das Schmutzwasser wird im Trennsystem über einen öffentlichen Kanal im Fahrbahnbereich der 
Werkhofstraße der Kläranlage Sennestadt zugeführt. Unabhängig davon verläuft unter der Verler 
Straße der Hauptsammler aus Richtung Sennestadt zur Kläranlage.  

Das Plangebiet gehört zu den Flächen in Eckardtsheim, für die die Beseitigungspflicht für Nieder-
schlagswasser der Stiftung Bethel übertragen wurde. Das Niederschlagswasser aus dem westli-
chen Teil des Plangebiets wird südwestlich des Werkhofs unmittelbar in den Dalkebach eingelei-
tet. Die Zuleitung erfolgt überwiegend über private Flächen der Stiftung Bethel. Gültige Einlei-
tungsgenehmigungen liegen nach Auskunft des Umweltamtes nicht vor. Der unbebaute östliche 
Teil des Plangebiets ist nicht an die Niederschlagsentwässerung angeschlossen.  

Leitungen für die Strom-, Gas- und Wasserversorgung sowie der Deutschen Telekom liegen – 
soweit sie nicht unmittelbar der Erschließung der Grundstücke dienen – innerhalb der Straßen-
parzellen der Werkhofstraße und der Verler Straße.  

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans I/St 56 soll die Straßenverkehrs-
fläche der Werkhofstraße auf Kosten des Investors nach den Standards der Stadt Bielefeld aus-
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gebaut und die Leitungen der Ver- und Entsorgung, soweit erforderlich, im Bereich der Verkehrs-
fläche neu verlegt werden.  

2.4. Bestehendes Planungsrecht 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans I/St 56 ist planungsrechtlich als Innenbereich einzustu-
fen und grundsätzlich bebaubar. Die für die Beurteilung von Bauvorhaben maßgebliche Umge-
bung wird durch Büronutzungen, Einzelhandel, soziale Infrastruktur (Kindergarten), Gewerbe 
(Werkhof) und – nördlich der Verler Straße – Wohnnutzungen geprägt, die sich nach Art und Maß 
der Nutzung und Lage der Bebauung auf den Grundstücken erheblich voneinander unterscheiden. 
Da aufgrund dieser heterogenen Bebauung und Nutzung in der maßgeblichen Umgebung sichere 
Grundlagen für die Beurteilung der Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 BauGB fehlen, wird der 
vorliegende Bebauungsplan aufgestellt.  

2.5. Eigentumsverhältnisse 

Der südwestliche Teil des Plangebiets mit dem Einzelhandelsmarkt und der Sennekanzlei sowie 
die Werkhofstraße und die Flächen südlich davon liegen im Eigentum der Stiftung Bethel. Die 
Brachflächen östlich des Einzelhandelsmarkts und nördlich der Sennekanzlei wurden an einen 
privaten Entwicklungsträger veräußert, der beabsichtigt, die Erschließung herzustellen und die zu 
bildenden Grundstücke zu bebauen oder zur Bebauung nach Maßgabe des Bebauungsplans wei-
ter zu veräußern. 

3. Planungsbindungen

3.1. Regionalplan 

Im Regionalplan des Regierungsbezirks Detmold für den Teilabschnitt Bielefeld (rechtskräftig seit 
dem 24.9.2004), ist das Plangebiet als Teil eines Allgemeinen Siedlungsbereichs (ASB) darge-
stellt. Diese Gebietskategorie beinhaltet die Flächen für Wohnen und wohnverträgliches Gewerbe, 
Wohnfolgeeinrichtungen, öffentliche und private Dienstleistungen, sowie für siedlungszugehörige 
Grün-, Sport-, Freizeit- und Erholungsflächen. Bei der Umsetzung sind die Belange des öffentli-
chen Personennahverkehrs zu beachten. Innerhalb der Siedlungsbereiche soll sich die Siedlungs-
tätigkeit vorrangig auf die Siedlungsschwerpunkte und dort auf die Siedlungsbereiche der Haupt- 
und Nebenzentren ausrichten. Die dargestellten Allgemeinen Siedlungsbereiche sollen durch die 
Bauleitplanung der Gemeinden nur gemäß dem nachgewiesenen aktuellen Bedarf umgesetzt wer-
den.

Die Entwicklung der im Verfahren befindlichen FNP-Änderung (s.u.) und somit auch des 
vorliegenden Bebauungsplanes aus dem Regionalplan wurde gemäß §34 Landesplanungsgesetz 
(LPlG) seitens der Stadt Bielefeld angefragt. Mit Schreiben vom 22.07.2019 wurde seitens der 
Bezirksregierung mitgeteilt, dass keine Bedenken aus landesplanerischer Sicht bestehen.   

3.2. Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Bielefeld ist der Geltungsbereich als Sonder-
baufläche mit der Zweckbestimmung „von Bodelschwingh’sche Anstalten Bethel“ dargestellt. Der 
vorliegende Bebauungsplan ist insofern nicht aus dem FNP entwickelt. Für den Bereich der Orts-
mitte Eckardtsheim wurde jedoch das 198. Änderungsverfahren zum FNP eingeleitet, das parallel 
zur Aufstellung des Bebauungsplans abgeschlossen werden soll. Mit dieser Änderung soll 
die Darstellung für die derzeit teilweise brach liegenden, teilweise für Einzelhandel und Büros 
genutz-ten Flächen zwischen Werkhofstraße und Verler Straße in „Gemischte Baufläche“ 
geändert wer-den. Damit wird die Entwickelbarkeit des Bebauungsplans aus dem FNP 
gewährleistet. Die Regi-onalplanungsbehörde hat der beabsichtigten Änderung des 
Flächennutzungsplans zugestimmt.  
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Für einen angrenzenden Bereich nordwestlich der Verler Straße wurde der Flächennutzungsplan 
bereits im Jahr 2002 geändert (150. Änderung) und stellt dort anstelle früherer Sonderbauflächen 
jetzt Wohnbauflächen dar.  

3.3. Landschaftsplanung 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und nicht im Gel-
tungsbereich des Landschaftsplans Senne. Es ist Bestandteil des 1992 kartierten, schutzwürdigen 
Stadtbiotops BK-4017-582 „Strothbach, Bullerbach und Dalkebach in Eckardtsheim“. Das 2013 
durch das Umweltamt der Stadt Bielefeld veröffentlichte Zielkonzept Naturschutz stellt für den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplans I/St 56 eine „hohe Schutzfunktion Siedlungsbereich“ dar, be-
gründet durch die Lage innerhalb der so genannten Eckardtsheimer Parklandschaft. Das Zielkon-
zept Naturschutz entfaltet zwar keine Rechtswirkung, liefert aber eine Grundlage für eine sachori-
entierte planerische Abwägung bei auftretenden Zielkonflikten.   

3.4. Denkmalschutz 

Im Plangebiet und seinem engeren Umfeld sind keine Gebäude gemäß § 3 des Nordrhein-West-
fälischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG NW) in die Denkmalliste eingetragen und es werden 
keine Gebäude als „erhaltenswerte Bausubstanz“ gemäß § 25 DSchGNW bewertet..  
Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa Tonscher-
ben, Metallfunde, dunkle Bodenverfärbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist nach 
§§ 15 und 16 DSchG NRW die Entdeckung unverzüglich der Gemeinde oder der LWL-Archäo-
logie für Westfalen anzuzeigen und die Entdeckungsstätte drei Werktage in unverändertem Zu-
stand zu erhalten.

3.5. Ortsentwicklungsplanung Eckardtsheim 

Für den Gesamtbereich Eckardtsheim wurde im Auftrag der Stiftung Bethel eine Rahmenplanung 
erarbeitet, deren Ergebnis durch den Umwelt- und Stadtentwicklungsausschuss in seinem Be-
schluss vom 16.03.1999 zur Kenntnis genommen wurde, mit der Maßgabe, dass diese Eingang in 
die städtischen Planungen finden soll. Aufgrund des Zeitablaufs und der zwischenzeitlichen Ent-
wicklung der Rahmenbedingungen wird diese Planung derzeit überarbeitet. Zum Entwurf der 
überarbeiteten Ortsentwicklungsplanung wurde eine Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behör-
den durchgeführt. Die Ergebnisse dieser Beteiligung wurden bei der Überarbeitung der Planung 
berücksichtigt. Wesentliches Ziel ist weiterhin die Entwicklung Eckardtsheims vom vormaligen 
„Anstaltsstandort“ zu einer durchmischten Ortschaft eigenständiger Prägung. Für das Gebiet des 
Bebauungsplans ISt/56 schlägt der Rahmenplan (wie bereits der bestätigte Rahmenplan von 
1999) eine gemischte Nutzung vor (Wohnen, Büros, nicht störende Gewerbebetriebe), eine west-
liche Teilfläche wird als „Bereich zentrumsbildender Nutzungen“ eingestuft. Das Grünkonzept  
sieht eine Einbindung in die Eckardtsheimer Parklandschaft unter Erhalt des prägenden Gehölz-
bestandes vor. Das Verkehrskonzept schlägt einen ortschaftsverträglichen Umbau der Verler 
Straße mit verbreitertem Geh- und Radweg sowie eine Übernahme der Werkhofstraße in städti-
sche Trägerschaft mit verbreiterter Fahrbahn und Gehwegen vor.  

4. Planungskonzept

4.1. Nutzungskonzept 

Der Bebauungsplan soll die städtebaulichen Rahmenbedingungen für die künftige Gebietsent-
wicklung festlegen. Insbesondere soll der Bau von rund 50 Wohnungen, überwiegend in kleinen 
Mehrfamilienhäusern, ermöglicht werden. Durch Festsetzung eines Mischgebiets soll außerdem 
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der bestehende Einzelhandelsmarkt gesichert und eine begrenzte Erweiterung (unterhalb der 
Schwelle der Großflächigkeit) ermöglicht werden. Für die Flächen der Sennekanzlei sollen derzeit 
noch nicht absehbare mischgebietstypische Nachnutzungen, z.B. für Büros ermöglicht werden. 
Auch in der Neubebauung entlang der Verler Straße werden – mindestens in den Erdgeschossen 
der an den Einzelhandelsmarkt angrenzenden Bauflächen – Nutzungen angestrebt, die zu einer 
Stärkung der zentralen Funktionen des Ortskerns beitragen können. Die Fläche des ehemaligen 
Kindergartens soll dagegen überwiegend dem Wohnen vorbehalten werden. 

Für die Planung wird davon ausgegangen, dass in Eckardtsheim regelmäßig Grundstücke zur Be-
bauung durch Einzelbauherren in eigener Verantwortung nachgefragt werden. Um ein Angebot an 
stark nachgefragtem kostengünstigem Wohnraum sicherzustellen, ist beabsichtigt, vor Satzungs-
beschluss über den Bebauungsplan in einem städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 (1) BauGB 
zwischen der Stadt und dem Projektentwickler einen Anteil von mindestens 25 % an förderfähigen 
Wohnungen zu vereinbaren.  

4.2. Gestaltungskonzept 

Ziel der Planung ist es, die durch Aufgabe früherer Nutzungen entstandenen Lücken im Bebau-
ungszusammenhang ortsbildverträglich zu schließen. Die Neubebauung im Mischgebiet orientiert 
sich in ihrer gestaffelten, straßenparallelen Anordnung auf den Straßenraum der Verler Straße, 
Sie wird zum Erhalt des straßenbegleitenden Baumbestandes und aus Gründen des Lärmschut-
zes jedoch deutlich hinter die Straßenbegrenzung zurückgesetzt. Die neuen Baukörper sollen sich 
in ihrer Dimensionierung (maximal drei Vollgeschosse, maximale Gebäudelänge 25 m) in die Ort-
schaft Eckardtsheim einfügen. 

Die raumbildende Neubebauung auf den Flächen des früheren Kindergartens gruppiert sich um 
einen hofartigen, von Bebauung frei zu haltenden Bereich, der zur Aufnahme von Aufenthalts-
flächen und eines privaten Kinderspielplatzes geeignet ist. Hier soll eine Bebauung mit kleinen 
Mehrfamilienhäusern, ggf. auch mit kurzen Reihenhauszeilen in zweigeschossiger Bauweise, zu-
züglich Dach- oder Staffelgeschoss, ermöglicht werden. 

Zur gestalterischen Vereinheitlichung des Ortsbildes sollen in Anlehnung an die ortsbildprägende 
neuere Bebauung in Eckardtsheim die aufgehenden Fassaden in weißer oder heller Farbgebung 
ausgeführt werden, Schrägdächer, soweit solche vorgesehen werden, rot oder rotbraun einge-
deckt werden. 

Über diese rahmengebenden Festsetzungen hinausgehend sollen die Gebäudetypen durch den 
Bebauungsplan nicht vorbestimmt werden, so dass auf Markterfordernisse  – in den durch den 
Nutzungsplan festgelegten Grenzen – reagiert werden kann.  

4.3. Grün- und Freiraumkonzept 

Durch Bindungen für die Erhaltung von Bäumen und Sträuchern und Festsetzungen zur Begrünung 
der Baugebiete sowie durch Begrenzung der überbaubaren Grundstücksflächen und des Nut-
zungsmaßes in den einzelnen Baufeldern soll ein weitgehender Erhalt des ortsbildprägenden Ge-
hölzbestandes und eine Einfügung der Bebauung in die Umgebung erreicht werden. Insbesondere 
werden der erhaltenswerte Gehölzgürtel entlang der Verler Straße sowie weitere Altbäume im Um-
feld des Einzelhandelsmarktes, entlang der östlichen Geltungsbereichsgrenze und auf dem ehema-
ligen Kindergartengrundstück in das Planungskonzept eingebunden, mindestens 6 m tiefe Vorgar-
tenzonen von Bebauung frei gehalten und die maximalen Gebäudedimensionen begrenzt. Weiterhin 
soll durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen und Nutzungsmaße gewährleistet 
werden, dass ausreichende Freiflächen zur Nutzung durch Bewohner und Besucher erhalten blei-
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ben. Als ausgleichende Maßnahme für die zur Umsetzung des Bebauungsplans voraussichtlich er-
möglichte Beseitigung von Bäumen und Gehölzen, die nicht mit Erhaltungsbindungen belegt sind, 
wird festgesetzt, dass Stellplatzanlagen mit mehr als drei Stellplätzen zu begrünen sind. 

4.4. Erschließungskonzept 

Das Baugebiet soll von der Werkhofstraße aus verkehrlich erschlossen werden, die von der Verler 
Straße bis zur Brücke über den Dalkebach auf Kosten der begünstigten Anlieger als öffentliche 
Straße mit einer 5,5 m breiten Fahrbahn und einem mindestens 2,0 m breiten Gehweg ausgebaut 
werden soll. Die Flächen für einen solchen Ausbau dieser Straße als Voraussetzung für eine 
Übernahme in städtische Trägerschaft werden im Bebauungsplan gesichert. Die für eine Neube-
bauung verfügbare bisherige Brachfläche soll durch eine Stichstraße von der Werkhofstraße aus 
angebunden werden (Planstraße), die in einer Breite von 6,0 m als Mischverkehrsfläche realisiert 
werden soll und auch eine Erschließung der Bebauung im Mischgebiet MI3 ermöglicht.  

Die notwendigen Stellplätze sind auf den privaten Grundstücken zu realisieren. Einzelne Besu-
cherparkplätze können am Rand der Werkhofstraße und der Planstraße eingeordnet werden. Er-
gänzend wird das Neubaugebiet durch Fußwege an die Verler Straße und an den Kindergarten-
standort angeschlossen. Die Haltestellen der MoBiel-Buslinie 37 an der Eckardtsheimer Straße 
sind damit auf kurzen Wegen erreichbar.  

Die für die Ver- und Entsorgung des Plangebiets erforderlichen Leitungen sollen in den zukünftig 
öffentlichen Straßenverkehrsflächen der Werkhofstraße und der Planstraße verlegt werden.  

5. Planungsrechtliche Festsetzungen

5.1. Art der baulichen Nutzung 

Mischgebiet 

Der Bebauungsplan setzt im Bereich der gegenwärtigen Einzelhandelsnutzung und der Senne-
kanzlei sowie für die neuen Bauflächen entlang der Verler Straße ein Mischgebiet gemäß § 6 
BauNVO fest. Im Mischgebiet sind die in § 6 Abs. 2 BauNVO aufgeführten Nutzungen mit Aus-
nahme von Tankstellen allgemein zulässig. Die Festsetzung dient u.a. der planungsrechtlichen Si-
cherung der vorhandenen Nutzungen im südwestlichen Teil des Mischgebiets (Einzelhandels-
markt, Büros) und soll entlang der Verler Straße die Integration weiterer das gewerbliche Flä-
chenangebot in Eckardtsheim ergänzender, nicht wesentlich störender gewerblicher Nutzungen 
ermöglichen, um dadurch das Ortschaftszentrum zu stärken. Dies kann z.B. durch gewerbliche 
Nutzungen in den Erdgeschossen einer neuen, im Übrigen wohngenutzten Bebauung erreicht 
werden. Vor allem in dem unmittelbar nördlich an den Einzelhandelsmarkt angrenzenden Baufeld 
ist auch eine vollständig gewerbliche Nutzung, z.B. durch Einrichtungen des Gesundheitswesens, 
Kanzleien o.ä. möglich. Im Mischgebiet insgesamt sollen jedoch Wohnen und gewerbliche Nut-
zungen gleichrangig vertreten sein. 

Im Mischgebiet ist der vorhandene Einzelhandelsmarkt weiterhin zulässig. Er kann im Rahmen 
der festgesetzten Nutzungsmaße und der überbaubaren Grundstücksfläche erweitert werden, um 
eine verbrauchernahe Versorgung auch bei zunehmender Wohnbevölkerung gewährleisten zu 
können. § 11 Abs. 2 BauNVO setzt solchen Erweiterungsmöglichkeiten jedoch insofern eine 
Grenze, als eine Entwicklung in die Großflächigkeit hinein nur in einem Sondergebiet möglich wä-
re. Eine solche Entwicklung wird auch durch die festgesetzten Baugrenzen ausgeschlossen. Die 
Vereinbarkeit mit dem Zentrenkonzept der Stadt Bielefeld ist damit insofern gegeben, als der 
Standort als solitärer Nahversorgungsstandort gesichert werden soll und eine Erweiterung zur 
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wettbewerbsmäßigen Anpassung an aktuelle Erfordernisse positiv begleitet werden kann, sofern 
das jeweilige Vorhaben nicht über die Nahversorgungsfunktion hinausgeht. 

Im Mischgebiet werden auf Grundlage von § 1 Abs. 5 BauNVO Tankstellen ausgeschlossen. 
Tankstellen wären mit dem Charakter der Ortschaft, mit dem Ortsbild und dem vorhandenen, zur 
Erhaltung festgesetzten Baumbestand an dieser Stelle nicht vereinbar; Störungen der im Umfeld 
vorhandenen und geplanten Wohnnutzung wären unvermeidbar. Ein ausreichendes Angebot an 
Tankstellen ist insbesondere an der Bundesstraße B 68 vorhanden. Des Weiteren werden Ver-
gnügungsstätten ausgeschlossen, da diese die Wohnnutzung durch Zufahrtsverkehr und Lärm-
entwicklung bei ggf. späten Öffnungszeiten beeinträchtigen können.  

Allgemeines Wohngebiet 

Der südöstliche, vom Mischgebiet durch die Planstraße abgegrenzte Teil des Plangebiets wird als 
allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO festgesetzt. Im allgemeinen Wohngebiet sind die in 
§ 4 Abs. 2 BauNVO aufgeführten Nutzungen mit Ausnahme von Läden, Schank- und Speisewirt-
schaften und nicht störenden Handwerksbetrieben allgemein zulässig. Generell zulässig sind auch
Räume für freie Berufe gemäß § 13 BauNVO. Die Ausnahme wird damit begründet, dass Störun-
gen des Wohnens vermieden werden sollen und dass die ausgeschlossenen Nutzungen auf das
festgesetzte Mischgebiet verwiesen werden sollen, wo sie zur Stärkung des nur schwach ausge-
prägten Ortschaftszentrums beitragen können. Ein Bedarf für die ausgeschlossenen Nutzungen,
der über die Flächenverfügbarkeit im Mischgebiet hinausgeht, wird in Eckardtsheim auch langfris-
tig nicht gesehen.

Die nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen werden ebenfalls ausge-
schlossen, da sie mit der geplanten Verkehrserschließung nicht vereinbar sind und mit Störungen 
der Wohnnutzung verbunden wären.  

5.2. Maß der baulichen Nutzung  

Der Bebauungsplan setzt auf Grundlage der §§ 16-20 BauNVO das Maß der baulichen Nutzung 
durch Festsetzung der GRZ, der GFZ, der zulässigen Zahl der der Vollgeschosse sowie der Ge-
bäudehöhe (Oberkante) fest. 

Grundflächenzahl (GRZ) 

Die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,3 in den Mischgebieten MI1 und MI2 sowie im allgemei-
nen Wohngebiet und 0,2 im Mischgebiet MI3 berücksichtigt die in § 17 BauNVO festgelegten 
Obergrenzen, schöpft diese jedoch nicht aus, da der durchgrünte Charakter der Ortschaft erhalten 
bleiben soll und in erheblichem Umfang erhaltenswerte Baumbestände zu berücksichtigen sind, 
für die im Bebauungsplan eine Erhaltungsbindung festgesetzt wird. Die festgesetzte GRZ lässt ein 
gewisses Maß an Flexibilität für zukünftige, derzeit noch nicht absehbare Grundstücksteilungen; 
über das Gesamtgebiet gesehen werden die GRZ-Werte wegen des zu erhaltenden Baumbestan-
des jedoch voraussichtlich nicht vollständig ausgeschöpft werden können.  

Um die Versiegelung im Plangebiet und damit auch die Menge des abzuleitenden Niederschlags-
wassers zu begrenzen, wird im allgemeinen Wohngebiet die in § 19 Abs. 4 BauNVO gewährte  
Möglichkeit, die festgesetzte Grundflächenzahl durch Garagen und Stellplätze mit ihren Zufahrten, 
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche 
zu überschreiten, eingeschränkt, indem eine Überschreitung durch solche Anlagen nur bis zu einer 
GRZ von 0,4 zugelassen wird. Mit der etwas höheren Überschreitungsmöglichkeit bis zu einer GRZ 
von 0,45 in den Mischgebieten MI1 und MI2 wird die Entwicklung gewerblicher Nutzungen im Orts-
kern unterstützt, die i.d.R. größere Flächen für Stellplätze und Nebenanlagen benötigen. 
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Geschossflächenzahl (GFZ) 

Die Geschossflächenzahl wird in den Teilen des Mischgebiets mit der Bezeichnung MI1 und MI2 
mit 0,9 festgesetzt. Damit wird dem Ziel einer möglichen Aufwertung des Ortschaftszentrums 
durch eine im Vergleich zum Bestand höhere, aber dennoch mit dem Ziel der Einfügung in die 
Umgebung vereinbaren Dichte Rechnung getragen. Die niedrigere GFZ von 0,6 im Mischgebiet 
MI3 und im allgemeinen Wohngebiet ermöglicht dort eine drei- bzw. zweigeschossige Bebauung, 
berücksichtigt jedoch, dass dort erhebliche Flächenanteile aufgrund von Erhaltungsbindungen 
nicht überbaubar sind. 
Die festgesetzten GFZ-Werte geben ein gewisses Maß an Flexibilität für zukünftige, derzeit noch 
nicht absehbare Grundstücksteilungen; über das Gesamtgebiet gesehen werden sie dagegen 
voraussichtlich nicht vollständig ausgeschöpft werden können, da erhaltenswerter Baumbestand 
zu berücksichtigen ist. 

Anzahl der Vollgeschosse, Höhe baulicher Anlagen 

Im Mischgebiet werden drei Vollgeschosse als Höchstmaß festgesetzt. Innerhalb der festgesetz-
ten Oberkante von 12,0 m ist über drei Vollgeschossen unter Berücksichtigung der Gestaltungs-
festsetzungen (s. 5.9) noch ein flach geneigtes (bis 150) Dach zulässig. Damit werden die Einfü-
gung in das Ortsbild und eine wirtschaftliche Ausnutzung der Grundstücke gewährleistet und die 
gewünschte auch bauliche Betonung des Ortschaftszentrums berücksichtigt. Dies gilt auch für die 
durch Bestandsgebäude genutzten Flächen, auf denen eine Aufstockung oder ein Ersatzbau er-
möglicht wird.  

Im allgemeinen Wohngebiet werden zwei Vollgeschosse als Höchstmaß festgesetzt. Innerhalb der 
festgesetzten Oberkante von 11,0 m ist oberhalb von zwei Vollgeschossen noch ein Schrägdach 
mit ca. 35 bis 450 Neigung oder ein Staffelgeschoss mit einem flach geneigten Dach (bis ca. 250) 
möglich, sofern dadurch kein weiteres Vollgeschoss entsteht (d.h. es darf über maximal 75 % der 
Fläche des obersten Vollgeschosses eine Raumhöhe von 2,30 m erreicht werden). Die Festset-
zung ist mit dem Ziel der Einfügung in die bauliche und landschaftliche Umgebung begründet; die 
Höhe der Gebäude soll sich deutlich dem zu erhaltenden Baumbestand unterordnen. Da in der 
näheren Umgebung sowohl Flachdächer als auch Schrägdächer mit unterschiedlichen Dachnei-
gungen vorhanden sind, wird im Bebauungsplan diesbezüglich keine Regelung getroffen. Um ein 
harmonisches Siedlungsbild ohne gestalterische Brüche in der Höhenentwicklung zu gewährleis-
ten, wird im städtebaulichen Vertrag jedoch vereinbart, dass innerhalb des allgemeinen Wohnge-
biets einheitlich nur eine der beiden genannten Lösungen realisiert wird.  

Eine Überschreitung der festgesetzten Oberkante durch Solarelemente ist bis zu einer Höhe von 
2,0 m zulässig. 

5.3. Überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden auf der Grundlage von § 23 BauNVO durch Fest-
setzung von Baugrenzen bestimmt. Gebäude oder Gebäudeteile dürfen diese nicht überschreiten. 
Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. Der Bebau-
ungsplan gewährt durch seine Festlegung der überbaubaren Grundstücksflächen ein gewisses 
Maß an Flexibilität im Hinblick auf die genaue Lage der künftigen Baukörper und damit auch für 
mögliche Grundstücksteilungen.  

Die Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen im Mischgebiet berücksichtigt die vorhan-
dene Bebauung im südwestlichen Teil des Plangebiets, der begrenzte Erweiterungsmöglichkeiten 
eingeräumt werden. Sie berücksichtigt weiterhin die Bindungen für die Erhaltung von Bäumen und 
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Sträuchern und für die Erhaltung von Einzelbäumen, die in Abstimmung mit dem Umweltamt der 
Stadt als erhaltenswert eingeschätzt werden. Zu den Flächen mit Erhaltungsbindungen wird ein 
Abstand von mindestens 3 m eingehalten. Im allgemeinen Wohngebiet wird außerdem das Pla-
nungsziel einer um einen zentralen Freiraum gruppierten Bebauung durch entsprechende Bau-
grenzen umgesetzt. Zu den öffentlichen Verkehrsflächen der Planstraße und der Verler Straße 
wird ein Mindestabstand von 6 m eingehalten, der u.a. eine Eingrünung der Gebäude, punktuell 
auch die Einordnung von Stellplätzen ermöglicht. Da in den angebauten Abschnitten der Werkhof-
straße Stellplätze im öffentlichen Straßenland vorhanden und weiterhin vorgesehen sind, verrin-
gert sich dort die Mindestbreite der Vorgartenzone auf 3-5 m, während östlich der Planstraße die 
Bauflucht der Sennekanzlei und die vorhandene Geländeneigung durch eine auf 9,5 m verbreiter-
te Vorgartenzone berücksichtigt wird.  
 
5.4. Bauweise 

Der Bebauungsplan setzt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB in Verbindung § 22 BauNVO 
die Bauweise fest. Für das Mischgebiet MI1 wird die offene Bauweise festgesetzt. Es sind die 
bauordnungsrechtlichen Grenzabstände einzuhalten, die Länge der Gebäude darf höchstens 
50 m betragen. Damit werden – derzeit nicht absehbare – bauliche Erweiterungen oder Ersatz-
bauten im Bereich des Einzelhandelsmarktes und der Sennekanzlei in deren bestehender Kubatur 
ermöglicht, die im Rahmen der festgesetzten überbaubaren Grundstücksflächen maßvoll ergänzt 
werden kann.  
 
Für die Teile des Mischgebiets mit der Bezeichnung MI2 und MI3 sowie für das allgemeine Wohn-
gebiet wird eine abweichende Bauweise festgesetzt. Hier sind wie in der offenen Bauweise seit-
liche Grenzabstände einzuhalten, zusätzlich wird jedoch die maximale Gebäudelänge auf 25 m 
begrenzt. Damit soll die Entwicklung eines Ortsbildes unterstützt werden, das durch Einzelbau-
körper ortstypischer Größenordnung geprägt ist, mit Zwischenräumen, die Einblicke in das Ge-
bietsinnere und Durchblicke auf die Grünbereiche ermöglichen. In der Abwägung mit den Belan-
gen des Lärmschutzes, die entlang der Verler Straße für möglichst langgestreckte geschlossene 
Bebauungsformen sprechen, stellt eine Gebäudelänge von maximal 25 m einen tragfähigen Kom-
promiss dar.  
 
5.5. Verkehrsflächen 

Der Bebauungsplan setzt auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB öffentliche Verkehrsflächen 
und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung fest. Die Straßenverkehrsfläche wird durch 
Straßenbegrenzungslinien abgegrenzt. Entlang der Verler Straße zwischen den Punkten A und B 
ist die Grenze des Geltungsbereichs zugleich Straßenbegrenzungslinie. Die im Gestaltungsplan 
dargestellte Aufteilung der Straßenräume verdeutlicht die Planungsabsichten, ist jedoch nicht Ge-
genstand der Festsetzungen des Bebauungsplans, sondern im Rahmen des konkreten Straßen-
entwurfs abzustimmen und festzulegen. 
 
Werkhofstraße 

Die im Bebauungsplan für den westlichen Teilabschnitt der Werkhofstraße bis zum ersten Knick-
punkt festgesetzte Regelbreite von 10,0 m ermöglicht die Einordnung einer 5,5 m breiten Fahr-
bahn sowie von beidseitigen, 2,0 bzw. 2,5 m breiten Gehwegen. Der südliche Gehweg soll zu-
nächst nur bis in Höhe des Einzelhandelsmarktes hergestellt werden, der Bebauungsplan berück-
sichtigt jedoch bereits die Möglichkeit einer östlichen Fortsetzung dieses Gehwegs, die längerfris-
tig in Abhängigkeit von den zukünftigen Planungen für das Werkhofgelände erforderlich werden 
kann. Östlich des o.g. Knickpunkts bis zur Planstraße erweitert sich der festgesetzte Straßenraum 
auf16 m, um auf der nördlichen Straßenseite zusätzlich einige öffentliche Parkstände für Besucher 
zu ermöglichen. Östlich der Planstraße wird – wie im Bestand – auf einen nördlichen Gehweg ver-
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zichtet; die Breite der öffentlichen Verkehrsfläche reduziert sich von hier bis zur Brücke über den 
Dalkebach, die im Bestand erhalten bleibt, auf 8,0 m. Die Brücke bleibt in ihrer gegenwärtigen, 
etwas geringeren Breite bestehen, wird jedoch in die künftig öffentliche Verkehrsfläche einbezo-
gen. Die Fußgängererschließung des neuen allgemeinen Wohngebiets erfolgt von der Planstraße 
aus. Im angrenzenden Bebauungsplan I/St 57 werden die Straßenverkehrsflächen für eine Weiter-
führung des Ausbaus der Werkhofstraße mit 5,5 m breiter Fahrbahn und einem einseitigen Geh-
weg auf der Südseite bis zum Semmelweisweg festgesetzt. 
 
Planstraße 

Die derzeit nur in geringer Breite provisorisch befestigte Privatstraße zur internen Erschließung 
des Plangebiets soll in teilweise neuer Trassenlage und größerer Breite als öffentliche Straße neu 
gebaut werden, um die anliegenden Baufelder zu erschließen, insbesondere auch, um eine rück-
wärtige Erschließung der Baufelder und Stellplätze südöstlich der Verler Straße zu ermöglichen, 
die so nicht von der Landesstraße aus für den Kfz-Verkehr erschlossen werden müssen. Die 
Straße ist aufgrund des geringen zu erwartenden Verkehrsaufkommens als Mischverkehrsfläche 
konzipiert. Die im Bebauungsplan festgesetzte Breite von 6,0 m ermöglicht die Einordnung von ei-
nigen Besucherstellplätzen. Am Ende der Planstraße weitet sich die Verkehrsfläche zu einem 
Wendeplatz mit 18,0 m Durchmesser auf.  
 
Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung 

Der Bebauungsplan sichert durch Festsetzung einer öffentlichen Verkehrsfläche mit der Zweckbe-
stimmung „Fuß- und Radweg“ eine Wegeverbindung zwischen der Planstraße und dem Fußgän-
gerüberweg (Anforderungsampel) an der Verler Straße. Damit soll eine kurze und sichere Fuß-
gängerverbindung zwischen den Baugebieten und Infrastruktureinrichtungen beiderseits der viel-
befahrenen Landesstraße sichergestellt werden (u.a. Spielplatz und Freizeitzentrum im Norden, 
Kindergarten und Einkaufsmarkt im Süden). Die Wegeverbindung soll im Zusammenhang mit dem 
hier ggf. längerfristig erforderlichen Bau eines Regenwasserkanals in 3,0 m Breite neu angelegt 
werden; dieser ist unter der Verkehrsfläche regelzulässig, für je 1 m breite beidseitige Schutzstrei-
fen wird ein Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Leitungsträger festgesetzt. Bis zur Herstel-
lung der Leitung kann der vorhandene Fußweg bestehen bleiben, um vorzeitige Eingriffe in den 
Gehölzbestand zu vermeiden.  
 
Um die Erreichbarkeit der Kindertagesstätte der Zionsgemeinde aus dem Plangebiet zu gewähr-
leisten, wird im Zuge einer vorhandenen Wegeverbindung zwischen dem Wendeplatz der Plan-
straße und der Grenze des Geltungsbereichs eine private Verkehrsfläche mit der Zweckbestim-
mung „Fuß- und Radweg“ festgesetzt. Die Zweckbestimmung schließt die Nutzung durch Fahr-
zeuge zur Erschließung des Kindergartens und für Rettungsfahrzeuge ein, in der konkreten Aus-
gestaltung soll jedoch der Vorrang des Fußverkehrs, auch zur Sicherheit der Kindergartenkinder, 
deutlich werden. Die Fläche ist mit einem entsprechenden Geh- und Fahrrecht zugunsten der 
Nutzer der Flurstücke 314-317 (außerhalb des Geltungsbereichs, u.a. Kindergarten) und einem 
Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Leitungsträger zu belasten. 
 
Verler Straße 

Die Verkehrsfläche der Verler Straße liegt außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans 
I/St 56. Ob für einen wünschenswerten ortsverträglichen Umbau dieser Straße unter Erweiterung 
des angrenzenden gemeinsamen Geh- und Radwegs eine Verbreiterung erforderlich wird, ist der-
zeit nicht absehbar und nicht Gegenstand des vorliegenden Bebauungsplans. Der Bebauungsplan 
trifft jedoch keine Festsetzungen, durch die Fakten geschaffen werden können, die einer solchen 
voraussichtlich geringfügigen Inanspruchnahme von Flächen im Plangebiet grundsätzlich entge-
genstehen.  
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5.6. Grünfestsetzungen 

Der Bereich nordwestlich des Einzelhandelsmarktes bis zur Verler Straße, in dem das Vorhan-
densein von Magergrünland als nach § 42 LNatSchG NRW gesetzlich geschütztes Biotop festge-
stellt wurde (NZO GmbH, Nov. 2018), wird auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB als Fläche 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Die 
Fläche liegt außerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten überbaubaren Grundstücksfläche. Die 
Bebauung einschließlich der angrenzenden Erschließungsfläche ist bereits hergestellt. Auf der 
Schutzfläche sind gem. § 30 Abs. 2 BNatSchG alle Handlungen verboten, die zu einer Zerstörung 
oder einer erheblichen Beeinträchtigung führen können. Vor Beginn von Bau- und Renovierungs-
arbeiten oder sonstigen Maßnahmen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung oder einer Zerstö-
rung führen können, sind in vorheriger Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde Schutz-
maßnahmen durchzuführen. Diese dürfen erst aufgehoben werden, wenn die jeweiligen Maß-
nahmen abgeschlossen sind.  
 
Erhaltung von Baumgruppen und Einzelbäumen 

Die Bebauung soll sich in das landschaftliche und siedlungsstrukturelle Umfeld einfügen. Prägend 
für die „Eckardtsheimer Parklandschaft“ sind nicht nur die großzügigen öffentlichen und privaten 
Grünflächen, sondern auch die Freiflächen und Gehölzbestände innerhalb der bebauten bzw. für 
eine Bebauung vorgesehenen Grundstücke. Um diesen Charakter zu bewahren, werden auf 
Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB wesentliche für das Ortsbild und in ihrer Biotopfunktion 
bedeutende Teilflächen des Plangebiets mit Bindungen für den Erhalt von Bäumen und Sträu-
chern belegt und für eine Reihe von ortsbildprägenden Einzelbäumen eine Erhaltungsbindung 
festgesetzt. 
 
Der Umfang der Erhaltungsbindung für den Baum- und Gehölzbestand entlang der Verler Straße 
und auf dem ehemaligen Kindergartengrundstück wurde mit dem Umweltamt der Stadt Bielefeld 
auf Grundlage einer Ortsbegehung abgestimmt. Die Ergebnisse dieser Abstimmung wurden in 
den Bebauungsplan übernommen. Dies betrifft die Gruppe alter Eichen zwischen dem Einzelhan-
delsmarkt und der Verler Straße, die Gehölzbestände beiderseits des Fußwegs von der Planstra-
ße zur Verler Straße, mit Ausnahme der Fläche, die mit einem Leitungsrecht für einen in Aussicht 
genommenen Regenwasserkanal belegt ist, sowie den anschließenden, sich zur nördlichen Gren-
ze des Geltungsbereichs allmählich aufweitenden Baum- und Gehölzgürtel entlang der Verler 
Straße, jeweils mit mehreren Bäumen unterschiedlichen Alters sowie dichtem Unterwuchs. Au-
ßerdem werden sechs gebietsprägende Altbäume nahe der östlichen Grundstücksgrenze und auf 
dem früheren Kindergartengrundstück sowie eine Linde nahe der Werkhofstraße zwischen Ein-
zelhandelsmarkt und Sennekanzlei mit einer Erhaltungsbindung belegt. Die Bäume sind zu erhal-
ten und bei Abgang nachzupflanzen.  
 
Gliederung von Stellplatzanlagen durch Baumpflanzungen 

Zum Ausgleich von durch den Bebauungsplan ermöglichten Baumverlusten sowie zur Verbesse-
rung des Stadtklimas sind Stellplatzanlagen mit mehr als drei Parkständen, einschließlich von Auf-
reihungen von Stellplätzen entlang der Verkehrsflächen, durch Baumpflanzungen zu rahmen und 
zu gliedern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB). Dabei ist für je vier Stellplätze ein standortgerechter 
Laubbaum mit einem Mindeststammumfang von 20 cm zu pflanzen. Vorhandene Bäume, die in 
das Stellplatzkonzept eingebunden werden, sind anzurechnen. Die Pflanzungen sind zu erhalten 
und bei Abgang nachzupflanzen.  
 
Aufgrund des erheblichen Umfangs der Erhaltungsbindungen wird auf Festsetzungen zu weiteren 
Baumpflanzungen auf den Grundstücken verzichtet. Eine Begrünung bzw. Bepflanzung von Teilen 
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der Baugrundstücke ist im Übrigen durch die Festsetzungen der Grundflächenzahl und der über-
baubaren Grundstücksflächen in Verbindung mit § 8 Abs. 1 der BauO NRW sichergestellt.  
 
Begrünung von Flachdächern 

Dächer mit einer Größe von mehr als 25 m2 und einer Neigung von 150 oder weniger sind auf 
mindestens 75 % ihrer Fläche zu begrünen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB). Dadurch sollen die Aus-
wirkungen der durch den Bebauungsplan ermöglichten zusätzlichen Versiegelung auf das Stadt-
klima gemindert und eine Verzögerung des Abflusses von Niederschlagswasser erreicht werden. 
Die Festsetzung steht einer Aufstellung von Solarelementen nicht entgegen, wenn die darunter 
gelegene Fläche begrünt wird. 
 
5.7. Festsetzungen zum Immissionsschutz 

Zur Überprüfung der Verkehrslärmbelastung des Plangebiets vor allem durch die Verler Straße 
wurde ein schalltechnisches Gutachten beauftragt (AKUS GmbH, Bielefeld, Klaus Brokopf, Ina 
Friedrich, 27.8.2019). Danach erreichen die durch den Straßenverkehr verursachten Immissions-
pegel im unmittelbaren Nahbereich der Verler Straße > 65 - ≤ 70 dB(A) (tags) und > 55 - < 60 
dB(A) (nachts, 22-6 h). An den gegenüber der südlichen Richtungsfahrbahn der Verler Straße zu-
rückgesetzten vorderen Baugrenzen im Mischgebiet werden noch > 60 - ≤ 65 dB(A) (tags) und > 
50 - < 55 dB(A) (nachts) erreicht. Die Orientierungswerte 60/50 dB(A) tags/nachts gemäß DIN 
18005 werden somit an den vorderen Baugrenzen im Mischgebiet MI2 um bis zu 10 dB (A), an 
den der Verler Straße zugewandten Baugrenzen der Mischgebiete MI1 und MI3 um bis zu 5 dB(A) 
überschritten. In den von der Verler Straße weiter als ca. 35 m entfernten überwiegenden Teilen 
der Mischgebiete werden die Orientierungswerte dagegen durchweg eingehalten. Das schalltech-
nische Gutachten zeigt weiterhin, dass durch die Eigenabschirmung der geplanten (oder einer 
ähnlichen zulässigen) Bebauung die Belastung der seitlichen und rückwärtigen Fassaden auch 
innerhalb dieses 35 m-Bereichs unterhalb der Orientierungswerte bleibt. Eine Ausnahme stellt 
diesbezüglich lediglich der straßenseitige Bereich im Mischgebiet MI2 dar, in dem auch kurze Ab-
schnitte (bis zu 6 m) von seitlichen Fassaden einer um bis zu 5 dB(A) über den Orientierungswer-
ten gelegenen Belastung ausgesetzt sind. Zum Blockinnenbereich hin können in allen Fällen 
lärmberuhigte Aufenthaltsbereiche (Balkone, Terrassen) angeordnet werden, deren Belastung 
noch im Rahmen der Orientierungswerte für allgemeine Wohngebiete liegt.  
Im geplanten allgemeinen Wohngebiet (WA) an der Werkhofstraße können die maßgeblichen Ori-
entierungswerte der DIN 18005 von 55 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts voraussichtlich ebenfalls 
eingehalten werden, in jedem Fall (d.h. auch bei unterstellter freier Schallausbreitung) werden die 
Orientierungswerte für Mischgebiete überall eingehalten, in denen Wohnnutzungen ebenfalls ohne 
Einschränkungen zulässig sind. 
 
Als Maßnahme des aktiven Lärmschutzes kommt zunächst eine Geschwindigkeitsbegrenzung auf 
30 km/h in Frage, wie sie innerorts ohnehin wünschenswert wäre. Da es sich bei der Verler Straße 
um die Ortsdurchfahrt einer Landesstraße handelt, kann jedoch nicht davon ausgegangen wer-
den, dass eine solche Maßnahme zeitgerecht vor Realisierung der Bebauung im Plangebiet an-
geordnet wird. Der Bau eines Lärmschutzwalls oder einer Lärmschutzwand, die nach Aussage 
des Gutachters eine Höhe von bis zu 5 m erreichen müsste, wäre mit den Zielen einer ortsbildver-
träglichen Straßenraumgestaltung und des Erhalts des unmittelbar neben der Straße verlaufenden 
Baum- und Gehölzstreifens nicht vereinbar. Gegenüber der im Schalltechnischen Gutachten be-
trachteten Entwurfsfassung des Bebauungsplans wurde die vordere Baugrenze im Mischgebiet 
MI2 um 1 m zurückgenommen, so dass dort eine Belastung mit über 60 dB (nachts), der im Be-
reich der Gesundheitsgefährdung läge, nicht mehr überschritten wird. Ein weiteres Zurücksetzen 
der Bebauung gegenüber der Verler Straße ist aus städtebaulichen Gründen mit dem Ziel einer 
Aufwertung des Ortskerns nicht vereinbar, da die gerade in diesem Bereich gewünschte Einord-
nung von gewerblichen Nutzungen zumindest in den Erdgeschossen eine gute Sichtbarkeit und 
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Erreichbarkeit von der Straße her erfordert und der Straßenraum beidseitig durch Gebäude einge-
fasst werden soll, die den Eindruck einer Ortsdurchfahrt (als Gegensatz zu den anschließenden 
„freien Strecken“) verstärken sollen.  
 
Um die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse im Mischgebiet 
MI2 zu gewährleisten, werden dort auf Grundlage von § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB folgende Maß-
nahmen des passiven Lärmschutzes festgesetzt: In einem Abstand von bis zu 20 m von der 
nordwestlichen Geltungsbereichsgrenze ist für Gebäudeseiten und Dachflächen von Aufenthalts-
räumen in Wohnungen, Übernachtungsräumen in Beherbergungsbetrieben und Unterrichtsräu-
men ein bewertetes Bauschall-Dämmmaß von 40 dB, für Büroräume und ähnliche Räume von 
35 dB zu gewährleisten. Wohnungsgrundrisse sind so auszurichten, dass schutzbedürftige Räu-
me mindestens ein zu öffnendes Fenster aufweisen, das nicht der Verler Straße zugewandt ist. 
Sollte dies nicht möglich sein, sind (auch) zum Schlafen genutzte Räume, d.h. Schlaf- und Kinder-
zimmer, deren Fenster ausschließlich zur Verler Straße ausgerichtet sind, durch Maßnahmen des 
passiven Schallschutzes derart vor Lärmeinwirkungen zu schützen, dass in diesen Räumen 
nachts bei teilgeöffnetem Fenster 30 dB(A) nicht überschritten werden. Der Nachweis ist im Bau-
genehmigungsverfahren zu erbringen. Während tagsüber eine ausreichende Belüftung auch 
lärmexponierter schutzbedürftiger Aufenthaltsräume durch kurzzeitiges Öffnen der Fenster (Stoß-
lüften) erreicht werden kann, ist diese Möglichkeit während des Schlafens nicht gegeben. 
 
In den in den Mischgebieten MI1 und MI3 liegt die Überschreitung der Orientierungswerte nach 
Aussage des Lärmgutachtens zwar noch innerhalb des Abwägungsspielraums, der den Plange-
bern durch die Rechsprechung gewährt wird. Im Interesse der künftigen Bewohner wird dieser 
Spielraum im vorliegenden Bebauungsplan jedoch nicht ausgeschöpft, sondern es werden die 
unmittelbar der Verler Straße zugewandten Gebäudeseiten in die o.g. Festsetzungen zum passi-
ven Lärmschutz einbezogen, so dass auch hier auf die Überschreitung der Orientierungswerte re-
agiert wird.  
 
Durch die textliche Festsetzung wird sichergestellt, dass den in der DIN 4109 vorgegebenen Ziel-
werten für Innenräume unterschiedlicher Schutzbedürftigkeit durch die erforderliche Schalldäm-
mung für die Außenbauteile und eine lärmrobuste Grundrissgestaltung im nachfolgenden Verfah-
ren Rechnung getragen wird. U.a. soll gewährleistet werden, dass in allen Schlaf- und Kinderzim-
mern einer Wohnung ein weitgehend ungestörter Nachtschlaf bei ausreichender natürlicher Belüf-
tung möglich ist.  
 
Wenn im Baugenehmigungsverfahren einzelfallbezogen der Nachweis erbracht wird, dass die o.g. 
Orientierungswerte der DIN 18005 (Anlage 1) für Mischgebiete eingehalten werden, können die An-
forderungen an die Schalldämmung und an die Wohnungsgrundrisse entsprechend den Vorgaben 
der DIN 4109 reduziert werden. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn die Bebauung weiter als im Ges-
taltungsplan dargestellt hinter die Baugrenzen zurückgesetzt wird. Die DIN 4109 und die DIN 18005 
können im Bauamt, Bauberatung, Raum 041, August-Bebel-Str. 92, eingesehen werden. 
 
5.8. Gestaltungsfestsetzungen 

Auf der Grundlage des § 89 BauO NRW werden im Bebauungsplan zur Erhaltung und Gestaltung 
des Ortsbildes örtliche Bauvorschriften zur äußeren Gestaltung baulicher Anlagen erlassen. 
 
Die aufgehenden Wände von Gebäuden sind zu mindestens 80% ihrer jeweiligen Fläche (ohne 
Gebäudeöffnungen) in heller Farbgebung auszuführen. Bei Farbanstrich sind Weißtöne zu ver-
wenden, bei Verwendung anderer Oberflächenmaterialien (z.B. Kalksandstein) ist ein damit ver-
gleichbarer Helligkeitswert zu erzielen. Für jeweils 20% der aufgehenden Fassaden sind Anstriche 
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oder Baumaterialien in anderen Farben zulässig, die zur Gliederung der Wandflächen eingesetzt 
werden können.  
Dächer mit einer Dachneigung von mehr als 200 sind mit roten oder rotbraunen Tonziegeln oder 
Dachsteinen einzudecken; die Verwendung von glänzend glasierten Materialien zur Dacheinde-
ckung ist unzulässig.  
Mit dieser Festsetzung soll ein harmonisch und aufeinander abgestimmtes einheitliches Sied-
lungsbild erreicht werden, nach dem Vorbild der Siedlungsteile Löfflerweg und Gökenfeld und von 
die Umgebung prägenden Einzelgebäuden (u.a. Einzelhandelsmarkt, Kindergarten, Apotheke, 
Hans-Lachmann-Haus). Eine abweichende Farbgebung für untergeordnete Fassadenteile, z.B. 
Sockel oder Erker, wird durch die Festsetzung nicht ausgeschlossen. 
 
Im Mischgebiet sind Dächer mit einer Fläche von mehr als 25 m2 als Flachdächer mit einer Nei-
gung vom maximal 150 auszubilden. Damit wird der vorhandenen Bebauung im Umfeld (Senne-
kanzlei, Haus Jericho) Rechnung getragen und zugleich in Verbindung mit der Festsetzung zur 
Begrünung von Flachdächern (s. 5.6) eine Dachbegrünung eingefordert, um die Auswirkungen der 
durch den Bebauungsplan ermöglichten zusätzlichen Versiegelung auf das Stadtklima zu mindern 
und den Abfluss von Niederschlagswasser zu verzögern. Vorhandene Schrägdächer haben Be-
standsschutz.  
 
 
5.9. Leitungsrechte, Anlagen für die Ver- und Entsorgung 

Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplans I/St 56 wird auch eine Übergabe der 
noch im Verantwortungsbereich der Stiftung Bethel befindlichen Schmutzwasser- und Regenwas-
serkanäle in die Trägerschaft der Stadt Bielefeld bzw. der zuständigen Leitungsträger angestrebt. 
Die Leitungen sollen innerhalb der festgesetzten Verkehrsflächen geführt werden. Der Bebau-
ungsplan stellt die geplanten Leitungsführungen auf Grundlage einer fachlichen Vorplanung (SM 
Ingenieurplan GmbH, September 2019) als Hinweis dar.  
 
Um die Herstellung eines Regenwasserkanals zwischen Verler Straße und Planstraße zu ermögli-
chen, wird im Bebauungsplan dort ein Leitungsrecht in 5 m Breite zugunsten der zuständigen Lei-
tungsträger begründet. Zur Erschließung der Flurstücke 314-317 (außerhalb des Geltungsbe-
reichs, u.a. Kindergarten) ist die Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „privater Fuß- und 
Radweg“ mit einem Leitungsrecht zugunsten der zuständigen Leitungsträger zu belasten.  
 
 
6. Auswirkungen der Planung 

6.1.   Auswirkungen auf den Wohnungsbedarf  
    und den Bedarf an Wohnfolgeeinrichtungen 

Der Bebauungsplan I/St 56 ermöglicht unter Berücksichtigung eines Anteils von 25% der im Misch-
gebiet realisierbaren Geschossfläche für gewerbliche Nutzungen rund 50 Wohnungen in Mehrfami-
lienhäusern. Damit wird ein Beitrag zur Abdeckung des Wohnungsbedarfs im Stadtbezirk Senne-
stadt geleistet. 25 % dieser Wohneinheiten sollen im Rahmen des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaus erstellt werden. Eine detaillierte Regelung zur Umsetzung und Sicherung dieser 
Quote mit dem Ziel, auch ein Angebot an stark nachgefragtem kostengünstigem Wohnraum si-
cherzustellen, wird in einem städtebaulichen Vertrag gemäß § 11 Abs. 1 BauGB mit der Stadt und 
dem Investor (Projektentwickler) zum Satzungsbeschluss erfolgen.  
 
Bei einer angenommenen durchschnittlichen Belegung mit 2,1 Personen pro Wohnung ist eine Be-
völkerungszunahme um bis zu 105 Personen zu erwarten. Bei Umsetzung des zeitgleich aufgestell-
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ten Bebauungsplans I/St 58 ergibt sich unter der Annahme einer durchschnittlichen Belegung von 
Einfamilienhäusern mit 3,5 Personen eine weitere Zunahme um rund 160 Personen. Für die Bewer-
tung des Bedarfs an Plätzen in Kindertagesstätten und an Grundschulplätzen sind beide Vorhaben 
gemeinsam zu betrachten. Im Geltungsbereich des ebenfalls gleichzeitig aufgestellten Bebauungs-
plans I/St 57 sind Seniorenwohnungen geplant, so dass diesbezüglich kein Bedarf anzunehmen ist.  
 
Kindergartenplätze 

Der aus der o.g Wohnungsentwicklung resultierende Bedarf an Plätzen in Kindertagesstätten (ohne 
Tagespflege) wird durch das Amt für Jugend und Familie der Stadt Bielefeld mit 26 Plätzen einge-
schätzt. Dieser Bedarf kann nach Aussage des Amtes durch die vorhandenen Plätze in Kinder-
tageseinrichtungen nicht abgedeckt werden, da die Versorgungsquote bei den über Dreijährigen im 
Süden Sennestadts mit 86,1 % schon jetzt unter dem städtischen Durchschnitt von 98,6% liegt.  
 
Die Kindertagesstätte Eckardtsheim der Zionsgemeinde (Anstaltskirchengemeinde Bethel) im un-
mittelbar an das Plangebiet angrenzenden Haus „Nobea“ bietet in zwei kleinen altersgemischten 
Gruppen (4 Monate bis 6 Jahre) und zwei größeren Gruppen für 3- bis 6-Jährige 75 Kindergarten-
plätze an. Hinzu kommt im Nahbereich des Plangebiets die Kita „Wiesenhummeln“ am Paracel-
susweg mit 12 Plätzen. Die verfügbaren Plätze sind derzeit nahezu vollständig belegt. Seitens der 
Kindergartenleitung wird jedoch erwartet, dass mit dem Neubau der Kita „Elbeallee“, dem fort-
schreitenden Personalabbau in Einrichtungen der Stiftung Bethel und der allmählichen „Alterung“ 
der in den 1990er und 2000er Jahren durch junge Familien neu bezogenen Wohngebiete in 
Eckardtsheim die Zahl der Anmeldungen zurückgehen wird. Bis zum Erstbezug der neuen Woh-
nungen, der nicht vor dem Kindergartenjahr 2021/22 – und dann auch nicht sofort in voller Höhe – 
bedarfswirksam wird, würden damit Reserven für die Versorgung eines begrenzten Bevölkerungs-
zuwachses frei werden.  
 
Unmittelbar angrenzend an den vorhandenen Kindergarten sind im Haus „Tarsus“ der Stiftung  
Bethel größere Gebäude- und Grundstücksflächen frei geworden bzw. können durch Umschich-
tung der vorhandenen Nutzungen für eine Erweiterung der Kita frei gemacht werden; die Bereit-
schaft dazu seitens der Stiftung Bethel besteht. Für den Fall, dass dies nicht umsetzbar oder län-
gerfristig nicht ausreichend ist, stellt die Ortsentwicklungsplanung am östlichen Rand einer derzeit 
als Bolzplatz/ Kleinspielfeld wenig genutzten Fläche nördlich der Verler Straße eine rund 2.000 m2 
große Fläche für einen zusätzlichen Kita-Standort dar. Die Fläche liegt im Eigentum der Stiftung 
Bethel und grenzt an den vorhandenen Kinderspielplatz der Ortschaft. 
 
Grundsätzlich bestehen damit ausreichende Möglichkeiten, die durch die Neubebauung zusätzlich 
erforderlichen Kita-Plätze in räumlicher Nähe zu den Neubaugebieten zu realisieren. Die Umset-
zung erfordert jedoch noch weitere Untersuchungen und Klärungen.  
 
Grundschulplätze 

Durch die Realisierung von rund 50 Wohneinheiten im Plangebiet ergibt sich nach Aussage des 
Schulamtes der Stadt Bielefeld ein Zusatzbedarf von zwei, unter Berücksichtigung einer gleichzei-
tigen Entwicklung im Plangebiet I/St 58 von vier Grundschulplätzen pro Jahrgang.  
 
Das Plangebiet liegt im Einzugsgebiet der dreizügigen Hans-Christian-Andersen-Schule. Diese 
kann die zu erwartenden Schülerzahlen auch ohne Berücksichtigung des Zusatzbedarfs durch die 
Planungen in Eckardtsheim nicht aufnehmen und auch nicht am Standort von 12 auf 16 Klassen 
erweitert werden. Es ist daher beabsichtigt, die Brüder-Grimm-Schule um vier Klassen zu erwei-
tern und gleichzeitig die Schuleinzugsbereiche neu abzugrenzen, so dass die Hans-Christian-
Andersen-Schule insoweit entlastet wird und die zunächst noch erforderlichen Ablehnungen aus 
dem Einzugsbereich südlich der Paderborner Straße dann vermieden werden können. 
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Aufgrund der Entfernung entstehen durch die beiden Bebauungspläne I/St 56 und I/St 58 zusam-
men genommen Fahrtkosten von jährlich rund 17.000 €, die durch die Stadt zu tragen sind.  
 
Kinderspielplätze 

Der vorhandene, etwa 2.500 m² große, nur rund 200 m vom Plangebiet entfernte Kinderspielplatz 
südlich des Freizeitheims an der Eckardtsheimer Straße bietet nach der erst kürzlich erfolgten 
Aufwertung durch den Verein „FreiRäume“ attraktive Spielmöglichkeiten sowohl für jüngere als 
auch für ältere Kinder. Im Bebauungsplan wird die Wegeverbindung aus dem Plangebiet zu die-
sem Standort gesichert, eine lichtsignalgeregelte Querungsmöglichkeit der Verler Straße ist gege-
ben. Die Fläche kann somit durch ältere Kinder aus dem Plangebiet selbständig, im Übrigen in 
Begleitung auf kurzem Weg erreicht werden. Anstelle eines zusätzlichen Spielplatzes, der ange-
sichts der zu erwartenden Nutzerzahlen aus dem Plangebiet kaum ein attraktives Angebot schaf-
fen könnte, sollte deshalb der vorhandene Standort gesichert und bei Bedarf weiter ausgebaut 
werden. Eine Mitnutzung von Teilen der unmittelbar angrenzenden Außenspielfläche des vorhan-
denen Kindergartens, insbesondere zur Nutzung durch kleinere Kinder, wird geprüft.  
 
Die nach § 8 Abs. 2 BauO NRW erforderlichen (privaten) Spielplätze für Kleinkinder werden im all-
gemeinen Wohngebiet realisiert. Dafür bietet sich der von Bebauung frei zu haltende innere Bereich 
des Baufeldes an.  
 
Jugendfreizeit, Kultur, Sport 

Bei diesen Wohnfolgeeinrichtungen sind ausreichende Flächen bzw. Räume mit dem Begegnungs- 
und Freizeitzentrum an der Eckardtsheimer Straße, seinen Außenbereichen und dem angrenzen-
den Sportplatz und Bolzplatz im Grundsatz bereits vorhanden und infolge des Rückgangs der Per-
sonenzahl in Einrichtungen der Stiftung Bethel nicht mehr voll ausgelastet. Die mit den Bebauungs-
plänen I/St 56 und I/St 58 verfolgte bauliche Entwicklung soll u.a. dazu beitragen, diese Angebote 
langfristig auszulasten und ihre Attraktivität für die Allgemeinheit auszubauen. Stärker spezialisierte 
Sport- und Freizeitangebote werden weiterhin in der Sennestadt aufgesucht werden. 

 
6.2. Auswirkungen auf den Verkehr 

Mit der festgesetzten Breite der Straßenverkehrsfläche der Werkhofstraße, die die Einordnung ei-
ner 5,5 m breiten Fahrbahn und eines 2,5 m breiten Gehwegs ermöglicht, schafft der Bebauungs-
plan die flächenmäßige Voraussetzung, die Verkehrsbedingungen sowohl für Fußgänger als auch 
für den Kfz-Verkehr gegenüber der Bestandssituation zu verbessern. Gesonderte Radverkehrsan-
lagen sind bei Tempo 30 nicht erforderlich. Die Kosten für den Straßenausbau übernehmen die 
Begünstigten auf der Grundlage vertraglicher Vereinbarungen.  
 
Aufgrund des vergleichsweise geringen durch die Bebauung neu generierten Verkehrs, dem ein 
langfristiger Rückgang des Anstaltsverkehrs gegenübersteht, kann davon ausgegangen werden, 
dass der Anschlussknoten an die Verler Straße und diese Straße selbst das zu erwartende Ver-
kehrsaufkommen ohne weitere Maßnahmen aufnehmen können.  
 
Die Fußgängerverbindungen durch das Plangebiet zwischen Verler Straße und Werkhofstraße 
sowie zum Kindergarten werden durch den Bebauungsplan gesichert. Dem nur mäßig ausgelaste-
ten Busverkehr werden durch die geplante Bebauung neue Kunden zugeführt. 
 
Flächen für den „ruhenden Verkehr“ werden auf den privaten Grundstücken nach den Vorgaben 
der Bielefelder Stellplatzsatzung nachzuweisen sein. Die ÖPNV-Anbindung des Plangebiets erfüllt 
die Kriterien der Satzung für die Anwendung des niedrigeren Stellplatzschlüssels; ob dieser ange-
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sichts der peripheren Lage im Stadtgebiet zur Anwendung kommen soll, bleibt den künftigen Bau-
herren überlassen. Die Festsetzungen des Bebauungsplans zur Bebauungsdichte und zu den 
überbaubaren Grundstücksflächen schaffen die für die Einordnung der erforderlichen Stellplätze 
notwendigen Rahmenbedingungen, der Gestaltungsplan zeigt eine Möglichkeit der Umsetzung. 
Stellplätze für Besucher sind in der verbreiterten Werkhofstraße und bei einer festgesetzten Breite 
von 6 m auch in der Planstraße möglich. 
 
6.3. Auswirkungen auf die Umwelt und das Stadtklima 

Vegetationsbestand 

Die Bebauung soll sich in das landschaftliche und siedlungsstrukturelle Umfeld einfügen. Deshalb 
werden der erhaltenswerte Gehölzgürtel entlang der Verler Straße sowie weitere Altbäume in das 
Planungskonzept eingebunden, mindestens 6 m tiefe Vorgartenzonen von Bebauung frei gehalten 
und die maximalen Gebäudedimensionen begrenzt. Die überbaubaren Grundstücksflächen und 
die Nutzungsmaße werden so festgesetzt, dass die Flächenversiegelung auf ein mit dem Pla-
nungsziel der Ortschaftsentwicklung vereinbares Maß begrenzt wird.  
 
Trotz der festgesetzten Erhaltungsbindungen für als besonders wertvoll eingeschätzte Baumgrup-
pen und Einzelbäume ermöglicht der Bebauungsplan durch Festsetzung der überbaubaren Grund-
stücksflächen sowie eines Leitungsrechts an verschiedenen Stellen Eingriffe in vorhandenen Ge-
hölzbestände. Dies gilt insbesondere für die Gehölzstreifen beiderseits der Planstraße, die nach den 
Standards der Stadt Bielefeld verbreitert und neu ausgebaut werden soll. Weiterhin betroffen ist ein 
Gehölzstreifen nördlich der Sennekanzlei. Dem Ziel einer baulichen Ergänzung im Kernbereich der 
Ortschaft Eckardtsheim wird hier der Vorrang vor dem Erhalt der genannten Gehölze gegeben, der 
mit einem weitgehenden Verzicht auf eine Bebauung verbunden wäre. Möglicherweise können je-
doch einzelne Bäume in die Neubebauung integriert werden. Ein Ausgleich wird durch die Festset-
zung zur Eingrünung von Stellplatzanlagen angestrebt, die mindestens 12 Neupflanzungen, u.a. 
beiderseits der Planstraße erfordern wird (s. Gestaltungsplan).  
 
Die Grünlandflächen im Plangebiet wurden auf das Vorkommen von nach § 42 LNatSchG NRW 
geschütztem Magergrünland untersucht. Im Ergebnis wurde festgestellt, dass auf den Flächen 
zwischen dem Einzelhandelsmarkt und der Verler Straße sowie im Nahbereich nördlich der Sen-
nekanzlei entsprechend geschützte Biotope anzunehmen sind. Auf der erstgenannten Fläche er-
möglicht der Bebauungsplan keine Änderungen, sie wird mit einer Bindung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 
belegt und durch textliche Festsetzung wird klargestellt, dass dort Handlungen, die zu einer Zer-
störung oder wesentlichen Beeinträchtigung des Biotops führen können, verboten sind. Die Inan-
spruchnahme der Rasenfläche an der Sennekanzlei für eine Neubebauung wird an anderer Stelle 
ausgeglichen; dies wird in dem zu vereinbarenden städtebaulichen Vertrag geregelt. Eine natur-
schutzrechtliche Ausnahmegenehmigung wird beantragt. 
 
Da der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt 
wird, gelten Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind (soweit 
sie nicht gesetzlich geschützte Biotope oder artenschutzrechtliche Verbotstatbestände betreffen) 
als vor der planerischen Entscheidung zulässig und müssen nicht ausgeglichen werden.  
 
Der Gehölzgürtel an der Verler Straße liegt im Innenbereich gemäß § 34 BauGB. Auch bei Vorlie-
gen einer Waldeigenschaft sind eine Genehmigung seitens der Forstbehörde und ein Waldaus-
gleich daher nicht erforderlich (§ 43 (1) LFoG NW). 
 
Stadtklima 

Die bioklimatische Situation vor allem im nördlichen Teil des Plangebiets wird sich künftig plan- 
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und klimawandelbedingt sowie aufgrund möglicher Nachverdichtungen im Umfeld ungünstig ent-
wickeln. Laut Stadtklimaanalyse sind wegen der zu erwartenden unausgewogenen klimatischen 
Bedingungen im Zuge der Planung Maßnahmen zur Optimierung der klimatischen Bedingungen 
festzulegen. Dies wird im Bebauungsplan durch folgende Maßnahmen berücksichtigt: 

■ Weitgehender Erhalt des im Plangebiet vorhandenen Baumbestandes durch Festsetzung von 
Erhaltungsbindungen für Baumgruppen und Einzelbäume, 

■ Ausrichtung der entlang der Verler Straße geplanten Mehrfamilienhäuser in Südwest-Nordost-
Richtung unter Freihaltung einer Durchlüftungsbahn zur Förderung der Durchlüftung durch den 
vorherrschenden übergeordneten Wind aus Südwesten,  

■ Begrenzung der Versiegelung des Plangebiets durch Festsetzung einer Grundflächenzahl von 
0,3 bzw. 0,4 und enge Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen,  

■ Verpflichtung zur Begrünung von Stellplatzanlagen. Die Integration einer Tiefgarage ist auf-
grund des hohen Grundwasserstandes voraussichtlich nicht realisierbar, der Bebauungsplan 
trifft diesbezüglich deshalb keine Festsetzungen.  

 
Im südlichen Teil des Plangebiets wird durch die Festsetzung der überbaubaren Grundstücks-
fläche eine Erweiterung des Einzelhandelsmarktes ermöglicht, jedoch nur bis zu einer Grundflä-
chenzahl (einschl. Nebenanlagen) von 0,45. Die damit verbundene zusätzliche Versiegelung wird 
voraussichtlich die bioklimatischen Gegebenheiten am Tag beeinträchtigen, da die Wärmebelas-
tung tendenziell zunehmen wird. Als ausgleichende Maßnahme wird im Bebauungsplan festge-
setzt, dass bei einer Neubebauung (die derzeit nicht absehbar ist) Flachdächer zu begrünen sind. 
Der vorhandene Baumbestand wirkt durch seinen Schattenwurf einer übermäßigen Aufheizung 
der Fassaden entgegen.  
 
Die Luftschadstoffsituation wird maßgeblich durch die Verler Straße bestimmt. Aufgrund des mä-
ßigen Verkehrsaufkommens und der guten Durchlüftungssituation ist nicht von einer Überschrei-
tung der Grenzwerte nach der 39. BImSchV auszugehen.  
 
Artenschutz 

Die Auswirkungen des Bebauungsplans auf besonders oder streng geschützte Arten wurden 
durch einen Artenschutzfachbeitrag ermittelt (NZO September 2018). Das Gutachten kommt zu 
dem Ergebnis, dass mit Bezug auf Brutvogelarten und Zauneidechsen keine Auswirkungen zu er-
warten sind, die Vermeidungsmaßnahmen erforderlich machen würden. Mit Bezug auf das Vor-
kommen von Fledermäusen sind aus artenschutzrechtlicher Sicht folgende Vermeidungs- und Er-
satzmaßnahmen durchzuführen: Die Rodung von Gehölzen mit Höhlen sowie der Gehölzschnitt 
an Höhlenbäumen müssen in der Zeit vom 15. Oktober bis 28. Februar durchgeführt werden. Un-
mittelbar vor einer Rodung sind die betroffenen Gehölze von erfahrenen Fachleuten auf Nutzung 
durch Fledermäuse zu kontrollieren. Als Fledermausquartiere potenziell geeignete Baumhöhlen 
sind vor Rodung durch geeignete Fledermausquartiere zu ersetzen, so dass ein ausreichendes 
Höhlenangebot dauerhaft gesichert ist. Dazu sind im nahen Umfeld geeignete Ersatzquartiere an 
Bäumen aufzuhängen. Unter Beachtung dieser Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen werden ar-
tenschutzrechtliche Verbotstatbestände gemäß § 44 BNatSchG durch das Planungsvorhaben 
nicht ausgelöst. Eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich.  
Die genannten Maßnahmen werden als Hinweis in das Textblatt des Bebauungsplans aufgenom-
men. Da nicht feststeht, welche Bäume gerodet werden und bis zum Zeitpunkt der Rodung arten-
schutzrechtlich relevante Änderungen eintreten können, werden im Bebauungsplan keine diesbe-
züglichen Festsetzungen getroffen.  
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6.4. Auswirkungen auf die Wasserwirtschaft 

Zum Bebauungsplan wurde ein Entwässerungskonzept erarbeitet (SM Ingenieurplan, September 
2019). Darin werden die Einleitungsmengen und die Einleitstellen in die vorhandenen Gewässer 
so festgelegt, dass eine Ableitung des im Plangebiet unter Berücksichtigung der Festsetzungen 
zur Grundflächenzahl und zur Dachbegrünung anfallenden Niederschlagswassers entsprechend 
den gesetzlichen Anforderungen erfolgen kann. Der Planung wurde durch die Untere Wasserbe-
hörde zugestimmt. 
 
7. Kosten und Finanzierung 

Die Planung geht für den überwiegenden Teil des Plangebiets von einer privaten Projektentwick-
lung auf einer bisherigen Brachfläche aus, die durch die Stiftung Bethel veräußert wird. Der Pro-
jektträger hat sich bereit und in der Lage erklärt, die Kosten, die mit den Planungen zur Erreichung 
der bauplanungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens verbunden sind, vollständig zu tragen. 
Ein entsprechender städtebaulicher Vertrag wurde geschlossen.  
 
Auf den übrigen Teilen des Geltungsbereichs, die sich im Eigentum der Stiftung Bethel befinden, 
sind derzeit keine Maßnahmen geplant. Die Nutzung und ggf. Finanzierung der durch den Bebau-
ungsplan ermöglichten begrenzten Erweiterungsspielräume liegt im Ermessen und der Verantwor-
tung des Grundstückseigentümers. 
 
Die Erschließungsmaßnahmen sollen durch einen städtebaulichen Vertrag den begünstigten Anlie-
gern als Erschließungsträger übertragen und die ausgebauten Straßenverkehrsflächen kostenfrei an 
die Stadt Bielefeld übergeben werden. Dadurch kann sich die Stadt Bielefeld im Rahmen ihrer ge-
setzlichen Ermächtigungen von den Erschließungsaufwendungen mit Ausnahme der nicht beitrags-
fähigen Kanalbaukosten, die aus dem Etat der Stadtentwässerung bezahlt werden, befreien. Kosten 
für die Stadt Bielefeld ergeben sich durch die vorgesehene städtebauliche Maßnahme insofern nicht. 
 
8. Verfahren  

Aufstellungsbeschluss 

Der Stadtentwicklungsausschuss der Stadt Bielefeld hat am 27.11.2018 beschlossen, den Bebau-
ungsplan I/St 56 aufzustellen und die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB auf der Grundlage der in den Beschlussvorlagen 
dargestellten allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung durchzuführen. Zeitgleich wurde das 
Bebauungsplanverfahren I/St 42 „Ortsmitte Eckardtsheim“ für einen wesentlich über das aktuelle 
Plangebiet hinausgreifenden Geltungsbereich eingestellt. 
 
Da es sich bei dem Bebauungsplan I/St 56 um eine Fläche der Innenentwicklung der im Zusam-
menhang bebauten Ortschaft Eckardtsheim im Sinne des § 13a BauGB handelt, die Schwelle von 
20.000 m2 Grundfläche (auch in Verbindung mit parallel aufgestellten Bebauungsplänen) nicht 
überschritten wird, keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer Pflicht zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung oder nach Landesrecht unterliegen und keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in 
§ 1 (6) Nr. 7b BauGB genannten Schutzgüter oder dafür bestehen, dass bei der Planung Pflichten 
zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 Satz 1 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind, wird der Bebauungsplan als Bebauungs-
plan der Innenentwicklung nach § 13a BauGB aufgestellt.  
 
Auf einen Umweltbericht kann damit verzichtet werden; die wesentlichen umweltrelevanten Be-
lange werden in der Begründung des Bebauungsplans geprüft und abgewogen.  
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Frühzeitige Beteiligung 

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde in Form eines öffentlichen Erörterungstermins 
im Haus „Thekoa“ der Stiftung Bethel am 31.1. 2019 durchgeführt. Dabei wurden die Ziele und 
Zwecke der Planung im Zusammenhang mit den gleichzeitigen Planungen für die Bebauungsplä-
ne I/St 57 und I/St 58 in Eckardtsheim und der Ortsentwicklungsplanung erläutert. An der Veran-
staltung nahmen rund 60 Bürgerinnen und Bürger teil. Ihre Diskussionsbeiträge bezogen sich ins-
besondere auf die Art und den Umfang der geplanten Bebauung, auf Fragen des Lärmschutzes 
und auf den Zeithorizont der Planung. Die Unterlagen zum Bebauungsplan lagen außerdem im 
Zeitraum vom 21. Januar bis zum 8. Februar im Bauamt der Stadt Bielefeld sowie im Bezirksamt 
Sennestadt und im Internet zur öffentlichen Einsichtnahme aus. Im Rahmen der frühzeitigen Be-
teiligung der Öffentlichkeit gingen zum vorliegenden Bebauungsplan keine schriftlichen Stellung-
nahmen ein. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die städtischen Dienststellen, deren 
Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 15.2.2019 über 
die Ziele und Zwecke der Planung und den vorgesehenen Geltungsbereich informiert und zur Stel-
lungnahme aufgefordert. Im Ergebnis der Behördenbeteiligung wurden u.a. Gutachten zur Nieder-
schlagsentwässerung und zum Immissionsschutz beauftragt und die Anforderungen an das Gutach-
ten zum Artenschutz präzisiert. Die Untersuchungsergebnisse sowie die planrelevanten Inhalte der 
Stellungnahmen der Behörden wurden nach Abwägung der berührten Belange in den Entwurf des 
Bebauungsplans und dessen Begründung eingearbeitet. Gründe, die für eine Verlängerung der öf-
fentlichen Auslegung sprechen, sind für das vorliegende Verfahren nicht ersichtlich. 
 
9. Vorliegende Gutachten 

Schalltechnische Untersuchung, Akus GmbH, August 2019 

Begutachtung von Grünlandflächen, NZO GmbH, November 2018 

Artenschutzfachbeitrag NZO GmbH, September 2019 

Beurteilung einer Grünlandfläche für eine geplante Regenwasserrückhaltung, NZO GmbH,  
Oktober 2019 

Konzept zur Niederschlagsentwässerung SM Ingenieurplan, September 2019 

Konzept zum Straßenausbau SM Ingenieurplan, September 2019 

 
 
 
 
 
Berlin, im November 2019  
In Zusammenarbeit mit der Stadt Bielefeld, Bauamt 600.52 
 


